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Gemeinde Merzen 
Der Bürgermeister        Merzen, 09.08.2019 
 
 
 
 

Beschlussvorlage 
 
für den Abwägungs- und Satzungsbeschluss 
über den Bebauungsplan Nr. 18 „Gewerbegebiet II Am Mühlenweg“ 
der Gemeinde Merzen, Landkreis Osnabrück 
 
 
Tagesordnungspunkte: 
 
a) Abwägungsbeschluss 
b) Satzungsbeschluss 
 
 
Bisheriger Verfahrensverlauf: 
 
Aufstellungsbeschluss durch die Gemeinde Merzen am 19.09.2013 
 
Bürgerbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB und frühzeitige Bürgerbeteiligung am 10.02.2014 
 
Öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 12.09.2017 bis 12.10.2017 
Anregungen und Bedenken wurden privaterseits während der öffentlichen Auslegung nicht 
vorgetragen. 
 
Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB ist mit der Übersendung der Entwurfsunterlagen mit Schreiben vom 01.09.2017 
erfolgt. 
 
a) Abwägungsbeschluss 
 
Die Gemeinde Merzen wägt über die abgegebenen Stellungnahmen wie folgt ab: 
 
Anmerkung: Nachfolgend wird der Originalstellungnahme (Kopie) des jeweiligen Trägers die 
          Abwägung der Gemeinde Merzen zugeordnet. 

Ein Wechsel der Themata wird durch einen Doppelabsatz im Text der       
Abwägung gekennzeichnet. 
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Landkreis Osnabrück, 
Stellungnahme vom 11.10.2017 
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Abwägung der Gemeinde: 
 
Regional- und Bauleitplanung: 
 
Der benachbarte Bebauungsplan Nr. 13 „Gewerbegebiet am Mühlenbach“ ist mittlerweile 
bekanntgemacht und damit rechtsverbindlich geworden. Somit ist einerseits dem 
Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 BauGB, aber auch dem Grundsatz nach einer 
nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung entsprochen.  
Der Landkreis weist zu Recht darauf hin, dass es sich bei diesem Bebauungsplan Nr. 18 um 
eine Erweiterungsplanung zum vorgenannten Bebauungsplan Nr. 13 handelt. 
 
Bereits bei dem vorgenannten Bebauungsplan Nr. 13 war eine Lärmkontingentierung auf der 
Grundlage von festgesetzten flächenbezogenen Schallleistungspegeln nach der DIN 18005 
erforderlich, um die nachbarschaftliche Wohnbebauung angemessen zu schützen. Die dazu 
verwendete Methodik war bereits vor Einführung der heutigen DIN 45691 „Geräusch-
kontingentierung“ von der höchstrichterlichen Rechtsprechung anerkannt und gilt somit als 
identisches Gliederungsäquivalent zu den Emissionskontingenten nach der DIN 45691 im 
Sinne des § 1 Abs. 4 Satz 2 BauNVO. 
Damit ist auch mit der Festsetzung lediglich eines Emissionskontingents für den gesamten 
Planbereich dieses Bebauungsplanes im Verhältnis zu den flächenbezogenen Schall-
leistungspegeln im benachbarten Bebauungsplan Nr. 13 eine gebietsübergreifende 
Gliederung im Sinne des § 1 Abs. 4 Satz 2 BauNVO erfolgt und wird vom planerischen 
Willen der Gemeinde Merzen getragen. 
In diesem Sinne siehe auch BVerwG, Beschluss vom 18.12.1990 - 4 N 6.88 - Buchholz 
406.11 zu § 1 BauGB Nr. 505.27 und BVerwG, Urteil vom 07.12.2017 - 4 CN 7/16 -, juris. 
 
Unter Punkt 6.1 „Gewerbelärmkontingentierung“ in der Entwurfsbegründung und den 
dazugehörigen schalltechnischen Berechnungen der Seiten 1 - 6 als Anlage zur Begründung 
sind auf der Grundlage der DIN 45691 „Geräuschkontingentierung“, der TA Lärm sowie der 
DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ fundierte empirische Nachweise zur vorgenommen 
Emissionskontingentierung plausibel geführt. 
Wenn der Landkreis Osnabrück kritisch anmerkt, er könne die vorgenannte Emissions-
kontingentierung nicht nachvollziehen, wird ihm entgegengehalten, dass er sich schon die 
Mühe machen muss, konkret aufzuzeigen, wo er fehlerhafte Annahmen oder Berechnungen 
im Sinne der vorgenannten Normen erkennt. 
 
Der Verweis des Landkreises auf die Tabelle auf Seite 11 der Begründung mit der Aussage, 
ihm dränge sich förmlich auf, für die östlich gelegenen Flächen einen höheren Emissionswert 
festzusetzen, zeigt, dass er die Systematik der Emissionskontingentierung nicht verstanden 
hat.: 
Grundsätzlich gilt die Schutzpflicht, dass an den gewählten Immissionsorten unter 
Berücksichtigung der Vorbelastung (sh. DIN 45691 Punkt 3.4; TA Lärm Punkt 3.2.1) die 
zulässigen Immissionsrichtwerte nach der TA Lärm einzuhalten sind. 
In der Regel ist damit eine Ermittlung der Vorbelastung erforderlich, was in dieser 
Planungssituation aufgrund der verschiedenen Lärmquellen (vorhandenes Gewerbegebiet, 
Störquellen aus der Landwirtschaft, Supermarkt, etc.) problematisch und mit erheblichen 
Rechtsunsicherheiten verbunden wäre (sh. Begründung Seite 13). 
Eine solche Ermittlung der Vorbelastung kann nach der TA Lärm dann entfallen, wenn die 
Geräuschimmissionen der Anlage (hier: aus dem neu geplanten Gewerbegebiet) die 
zulässigen Immissionsrichtwerte an den Immissionsorten um mindestens 6 dB (A) 
unterschreiten. 
Von dieser Regelung macht die Gemeinde bei ihrer Lärmkontingentierung Gebrauch. Die 
Beschreibung in der Begründung und die Werte in der Tabelle auf Seite 11 dokumentieren 
diesen Sachverhalt und lassen erkennen, dass die zulässigen Immissionsrichtwerte 
ausgeschöpft sind. 
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Um jedes Dezibel, mit dem der Landkreis den Emissionswert für die östlich im Planbereich 
gelegenen Flächen erhöhen möchte, sind zwangsläufig Reduzierungen der Emissionswerte 
für Flächen im näheren Umfeld zu den Immissionsorten notwendig, so dass hier die 
charakteristischen Emissionswerte eines eingeschränkten Gewerbegebietes nicht mehr 
gegeben wären. 
Im Sinne der Ausgewogenheit der Verteilung der Emissionskontingente und der damit 
verbundenen Ausnutzungsgerechtigkeit hält die Gemeinde an der getroffenen Geräusch-
kontingentierung fest. 
 
 
Dem Hinweis auf angewendete DIN-Normen wird in der Weise entsprochen, dass auf der 
Planzeichnung darauf verwiesen wird, dass mit den Bebauungsplanunterlagen die 
verwendeten DIN-Normen und die TA Lärm in der Gemeindeverwaltung Merzen zur Einsicht 
bereit gehalten werden. 
 
 
Der zulässige Immissionsrichtwert für den IO 2 nachts beträgt nach der TA Lärm 50 dB (A) 
und wird in der Tabelle auf Seite 11 der Begründung redaktionell korrigiert. 
 
 
Dem Landkreis Osnabrück wird zugestimmt, dass die Abgrenzung der Fläche des GEe-
Gebietes interpretationsfähig ist und nicht dem Bestimmtheitsgebot genügt. Zur Klarstellung 
wird in der Planzeichenerklärung das Planzeichen „GEe“ durch den Zusatz „Das Gewerbe-
gebiet mit Einschränkungen wird umgrenzt durch die Straßenbegrenzungslinien der 
umgebenden Straßen“ erläutert. Im Übrigen gilt für sämtliche Bebauungspläne in der 
Gemeinde Merzen, dass die jeweiligen Baugebiete nicht auf die überbaubaren Bereiche 
reduziert sind, sondern von den Straßenbegrenzungslinien der Verkehrsflächen 
umschlossen werden. 
 
 
Der Hinweis zur Festsetzung der Höhe der baulichen Anlagen wird zur Kenntnis genommen. 
Grundsätzlich ist festzustellen, dass die Bundesstraße an der südlichen Planbereichsgrenze, 
wie auch die Gemeindestraßen Schwerthofstraße im Westen und Mühlenweg im Norden und 
Osten so ausgebaut sind, dass sie Erschließungsfunktionen wahrnehmen können. Es wird 
davon ausgegangen, dass das hier vorhandene Höhenniveau dieser Straßen auch bei einem 
späteren neuerlichen Ausbau so beibehalten werden kann. 
Über ein Höhennivellement lässt sich somit die Straßenhöhe als Bezugspunkt für die 
Bestimmung der Höhenlage der Gebäude unschwer ermitteln. 
Diese Form der Höhenbestimmung des Bezugspunktes der Höhenlage der Erschließungs-
straße ist im Regelfall ausreichend und stellt die übliche städtebauliche Praxis dar. 
Zur Klarstellung und Präzisierung wird die Formulierung des Punktes 4 der planungsrecht-
lichen Festsetzungen ergänzt und wie folgt gefasst: 
 

4. Die Höhe des fertigen Erdgeschossfußbodens darf, gemessen von der Oberkante 
    Mitte fertiger erschließender Straße, rechtwinklig zur Straßenachse in der Mitte 
    des Gebäudes an der Straßenseite 1,00 m nicht überschreiten. 

 
 
Auf die Forderung hinsichtlich der externen Kompensationsmaßnahmen wird im Rahmen der 
Abwägung zur Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde eingegangen. 
 
 
Die Präambel wird hinsichtlich der Rechtsgrundlage des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes redaktionell berichtigt. 
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Landwirtschaftlicher Immissionsschutz: 
 
Die Geruchsproblematik wird im Rahmen der Abwägung zur Stellungnahme der 
Landwirtschaftskammer vom 11.10.2017 behandelt. 
Die Aussage in der Stellungnahme, dass bei den im Umfeld zum Plangebiet gelegenen 
Betrieben Baumaßnahmen durchgeführt wurden, bei denen die Geruchsemissionen nicht 
relevant erhöht wurden, entspricht nicht den Tatsachen. 
Fakt ist, dass bei der Ausweisung der gewerblichen Bauflächen mit der 12. Änderung des 
Flächennutzungsplanes der Samtgemeinde Neuenkirchen aus dem Jahre 1995 diese 
Geruchsbelastungen nicht vorhanden waren. 
 
 
Untere Wasserbehörde: 
 
Die Gemeinde Merzen nimmt zur Kenntnis, dass es  
a) für die Einleitung des nicht schädlich verunreinigten Oberflächenwassers in ein Gewässer 
    einer wasserrechtlichen Erlaubnis gem. §§ 8 - 10 WHG und 
b) für die Herstellung eines Regenrückhaltebeckens einer Plangenehmigung gemäß 
    § 68 WHG 
bedarf. 
Die Untere Wasserbehörde hält den Nachweis über die schadlose Ableitung des 
Oberflächenwassers für erbracht. 
Im Rahmen der Plandurchführung werden die Erlaubnis und die Plangenehmigung in 
Abstimmung mit der Unteren Wasserbehörde beantragt. Dabei wird der Wasserverband 
Bersenbrück beteiligt. 
 
 
Untere Brandschutzbehörde: 
 
Bei der Plandurchführung werden die Anforderungen an die Zugänglichkeit der Baugrund-
stücke, die leitungsabhängige und leitungsunabhängige Löschwasserversorgung im 
Einvernehmen mit der Unteren Brandschutzbehörde, der Unteren Wasserbehörde, der 
Samtgemeinde Neuenkirchen und dem Wasserverband Bersenbrück abgestimmt und 
sichergestellt. 
Für die leitungsunabhängige Löschwasserversorgung hält die Gemeinde Merzen die 
Teichanlage im Bereich Mühlenbach/Schwerthofstraße im Abstand von ca. 150 m zum 
Plangebiet für geeignet und schlägt vor, in Abstimmung mit dem Eigentümer und den 
vorgenannten Stellen die erforderlichen technischen Ausbaustandards abzustimmen und 
herzurichten. 
 
 
Untere Naturschutzbehörde: 
 
Aufgrund der von der Unteren Naturschutzbehörde vorgetragenen Anregungen und 
Bedenken hat es Abstimmungen zwischen der Behörde und der Gemeinde Merzen, 
vertreten durch den Bürgermeister Herrn Schröder, gegeben. 
 
Als Ergebnis wurde der Fachbeitrag zur Eingriffsregelung nach § 1 a Abs. 3 BauGB i. V. m. 
§ 18 BNatSchG aus dem Jahre 1995 durch den vom Planungsbüro Rötker, Badbergen, 
erstellten Landschaftspflegerischen Begleitplan zum Bebauungsplan Nr. 18 (März 2018) 
überarbeitet. Dieser Landschaftspflegerische Begleitplan wird hiermit als Fachbeitrag in die 
Begründung zum Bebauungsplan Nr. 18 aufgenommen und dokumentiert. 
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Auf der Grundlage dieser Begleitplanung erteilte die Untere Naturschutzbehörde des 
Landkreises mit Verfügung vom 09.05.2018 eine Befreiung von den Verboten des § 5 der 
Verordnung zum Schutz von Baumreihen, Hecken und Feldgehölzen im Landkreis 
Osnabrück vom 28.02.1998 für die Beseitigung von Baum- und Strauchhecken auf den 
Flurstücken 59/2, 59/3 und 60, Flur 17, Gemarkung Lechtrup in der Gemeinde Merzen. 
 
Die Untere Naturschutzbehörde des Landkreises Osnabrück hat mit Schreiben vom 
18.05.2018 zu dem neuen Landschaftspflegerischen Begleitplan erneut Stellung bezogen: 
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Dazu trifft die Gemeinde Merzen folgende Abwägung: 
 
Die Untere Naturschutzbehörde stimmt dem diskutierten Bebauungsplan aus naturschutz-
fachlicher Sicht zu. 
 
Da bereits im Bebauungsplanentwurf auf der Grundlage des ursprünglichen Planungs-
beitrages Kompensationsflächen zugeordnet worden sind, sieht sich die Gemeinde Merzen 
aus Gründen der Planungskontinuität veranlasst, diese Festsetzungen beizubehalten. 
Die Gemeinde Merzen beabsichtigt, dafür ein Öko-Konto für Kompensationsflächen 
einzurichten, so dass diese Flächen darin einbezogen und bedarfsgerecht einer 
Verfügbarkeit zugeführt werden können.  
Gleichwohl verpflichtet sich die Gemeinde Merzen, die im Landschaftspflegerischen 
Begleitplan aufgezeigten externen Ersatzflächen kurzfristig in Abstimmung mit den 
Eigentümern bereitzustellen und dauerhaft grundbuchlich zu sichern. 
Die Gemeinde erkennt die durch die Rechtsprechung erhobene Forderung der 
grundbuchlichen Sicherung der Kompensationsflächen grundsätzlich an. 
Es ist jedoch zu hinterfragen, zu welchem Zeitpunkt diese Sicherung erfolgen muss. 
 
Durch höchstrichterliche Rechtsprechung ist abgeklärt, dass der Bebauungsplan selbst noch 
keinen Eingriff darstellt, sondern erst mit dem konkreten Bauvorhaben der Eingriff realisiert 
und erst damit (zeitgleich) der Ausgleich erforderlich wird. 
 
Aufgrund dieser Rechtslage hält der Rat der Gemeinde es auch für vertretbar, wenn nach 
diesem Satzungsbeschluss die erforderlichen grundbuchlichen Absicherungen der 
Kompensationsflächen erfolgen. 
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Landwirtschaftskammer Niedersachsen, 
Stellungnahme vom 11.10.2017 
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Abwägung der Gemeinde: 
 
Die Landwirtschaftskammer beschreibt die Vorgehensweise bei der Erstellung ihres im 
Auftrage der Gemeinde Merzen gefertigten Immissionsschutzgutachtens über die auf das 
Plangebiet einwirkenden Geruchsimmissionen durch die in der näheren Umgebung 
befindlichen Tierhaltungsanlagen und hält die Ergebnisse als Vorbelastung auf der 
Grundlage der Nds. Geruchsimmissionsrichtlinie (GIRL) für sachgerecht ermittelt. 
 
Für die Gemeinde Merzen ist das Ergebnis „der Vorbelastung“ nicht nur unerfreulich, 
sondern rechtsbedenklich, weil sie davon ausgehen konnte, dass das Plangebiet bereits mit 
der 12. Änderung des Flächennutzungsplanes der Samtgemeinde Neuenkirchen 
(Änderungspunkt 12/3) aus dem Jahre 1995 als uneingeschränkte gewerbliche Baufläche 
ausgewiesen war und somit gem. § 7 BauGB (Anpassungspflicht an den Flächen-
nutzungsplan) der Schutzanspruch eines Gewebegebietes ohne Vorbelastung 
bestandskräftig gegeben war. 
 
Die Aussage auf Seite 2 Abs. 1 der Stellungnahme, wonach bei der Erstellung von 
Immissionsschutzgutachten immer auch die Schutzansprüche der gemeindlichen Planungen 
hinsichtlich der Rechtssicherheit berücksichtigt worden seien, ist in dieser Planungssituation 
unabweisbar nicht zutreffend. 
 
Wenn die Landwirtschaftskammer unter „1. Veranlassung“ in ihrem Immissionsschutz-
gutachten aufführt, für verschiedene Betriebe Immissionsgutachten im Laufe der letzten 
Dekade erstellt zu haben, deren Geruchsimmissionen relevant auf das Plangebiet einwirken, 
so ist die Aussage der Gemeinde Merzen in der Begründung, die Landwirtschaftskammer 
habe die Entwicklung dieser Tierhaltungsbetriebe „begleitet“, sachgerecht und wird 
beibehalten, wie die Entwurfsbegründung zu diesem Bebauungsplan diesbezüglich keiner 
Änderung bedarf. 
 
Es mag sicherlich sein, dass sich die Rechtsgrundlagen für Geruchsimmissionsprognosen 
innerhalb der letzten Dekade wesentlich geändert haben, aber das im § 50 des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes aus dem Jahre 1974 verankerte Vorsorgeprinzip sollte 
sicherstellen, dass die Schutzansprüche eines Gewerbegebietes nicht durch 
„untergesetzliche“ Regelungen unterlaufen werden dürfen.  
 
In der Entwurfsbegründung ist unter Punkt 6.3 „Geruchsimmissionen“ dezidiert dargelegt, 
wie die Gemeinde künftigen Bauvorhaben in dem gekennzeichneten vorbelasteten Bereich 
mit einer Geruchsstundenhäufigkeit von 15 % und größer begegnen wird. 
 
Die Gemeinde hält weitere Einschränkungen ihres Gewerbegebietes hinsichtlich der 
Zulässigkeit von Wohnungen, Büros und Verkaufsräumen für unverhältnismäßig, weil für 
jeden ansiedlungswilligen Gewerbebetrieb erkennbar ist, mit welchen Geruchsbelastungen 
innerhalb des Plangebietes zu rechnen ist. 
Im Übrigen geht die Gemeinde Merzen davon aus, dass aufgrund der erteilten Bau- bzw. 
BImSchG-Genehmigungen die derzeitige Geruchsbelastung zwar Rechtskraft erlangt hat, 
aber ein dauerhafter Bestandsschutz sich aufgrund der Kurzlebigkeit landwirtschaftlicher 
Nutzungen infolge des Strukturwandels nicht entwickeln wird. 
Bei neuen Baugenehmigungen für Tierhaltungen im Umfeld zum Plangebiet sollten nach 
dem Stand der Technik nur in dem Maße Geruchsemissionen zugelassen werden, wie es für 
die ausgewiesenen Baugebiete der Gemeinde Merzen verträglich ist. 
 
Es wird also Aufgabe der Gemeinde Merzen sein, die bauliche Entwicklung der landwirt-
schaftlichen Betriebe im Umfeld des Plangebietes im Auge zu behalten. 
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Der Hinweis der Landwirtschaftskammer zum Ausgleich des vorbereiteten Eingriffs in Natur 
und Landschaft wird aufgegriffen und in der Abwägung zur Stellungnahme der Unteren 
Naturschutzbehörde behandelt. Die Inanspruchnahme von Flächen erfolgt nur 
einvernehmlich mit den Eigentümern und Bewirtschaftern. 
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Telekom Deutschland GmbH, 
Stellungnahme vom 10.10.2017 
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Abwägung der Gemeinde: 
 
Die Gemeinde Merzen nimmt zur Kenntnis, dass die Versorgung der Bürger mit 
Universaldienstleistungen nach § 78 TKG sichergestellt wird. 
 
Die Deutsche Telekom Technik wird mindestens 3 Monate vor Baubeginn von 
Erschließungsmaßnahmen oder vor der Ansiedlung von Betrieben in Kenntnis gesetzt. 
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Wasserverband Bersenbrück, 
Stellungnahme vom 05.10.2017 
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Abwägung der Gemeinde: 
 
Die Gemeinde Merzen nimmt erneut zur Kenntnis, dass der Wasserverband für die 
Trinkwasserversorgung und die Abwasserbeseitigung für das Plangebiet zuständig und die 
Versorgung möglich ist. 
 
Die Erschließungsplanung, insbesondere die Fragen des Brandschutzes und der 
Löschwasserversorgung aus dem Trinkwassernetz werden, wie auch in der Begründung 
(Punkt 9) dargelegt, rechtzeitig mit dem Ortsbrandmeister der örtlichen Feuerwehr, der 
Unteren Brandschutzbehörde beim Landkreis Osnabrück und dem Wasserverband 
abgestimmt.  
Auch hinsichtlich der Schmutzwasserbeseitigung (Trassenplanung) erfolgt eine frühzeitige 
Abstimmung mit dem Wasserverband. 
 
Im Rahmen der Ausführungsplanung ist für das geplante Regenrückhaltebecken eine 
Plangenehmigung nach § 68 WHG bei der Unteren Wasserbehörde beim Landkreis 
Osnabrück einzuholen. Dabei wird abgeklärt, ob hinsichtlich der Bodenverhältnisse ein 
Bodengrundgutachten erforderlich wird, oder ob aufgrund der engen Parallelanordnung zum 
Lammersgraben ausreichende Schlüsse über die Bodenverhältnisse ableitbar sind. 
 
Die Entscheidung über den Standort des Regenrückhaltebeckens ist jedoch primär 
städtebaulich aufgrund der topographischen Verhältnisse im Plangebiet erfolgt. 
 
Sollte ein Bodengrundgutachten erforderlich sein und erstellt werden, wird dieses dem 
Wasserverband zugeleitet. 
 
Die Berechnungsgrundlagen der wassertechnischen Voruntersuchungen für das 
Regenrückhaltebecken werden im Rahmen der erforderlichen Plangenehmigung überprüft. 
Die detaillierten wassertechnischen Hinweise werden dankend zur Kenntnis genommen. 
 
Die wassertechnischen Voruntersuchungen wurden vom Planungsbüro Schröder in 
Abstimmung mit der SG Neuenkirchen und der Unteren Wasserbehörde des Landkreises 
Osnabrück erarbeitet, wobei es völlig unbedeutend ist, wer hier der Verfasser ist, da es allein 
auf die sachliche Richtigkeit ankommt.  
Die angesprochenen KOSTRA-Werte werden ebenfalls im Rahmen der vorgenannten 
Plangenehmigung nach § 68 WHG aktualisiert. 
 
Obwohl es städtebaulich nicht üblich ist, durch Festsetzungen verpflichtende Regelungen zur 
Ableitung des Oberflächenwassers von Gewerbe- und Verkehrsflächen zu treffen, wird dem 
Wunsch des Wasserverbandes entsprochen und eine textliche Festsetzung in den 
Bebauungsplan aufgenommen. Diese Regelung erscheint der Gemeinde Merzen auch 
aufgrund der aus früheren Jahren resultierenden Problematik der Oberflächenentwässerung 
aus dem Gewerbegebiet Nr. 13 „Gewerbegebiet Am Mühlenweg“ zweckmäßig.  
Die Festsetzung wird wie folgt formuliert: 
 
 Das im Plangebiet anfallende unbelastete Oberflächenwasser von den Gewerbe-  
 und Verkehrsflächen ist in den öffentlichen Regenkanal des Wasserverbandes BSB 
 abzuleiten. 
 
Dem Wasserverband wird für die Übersendung der Bestandspläne der Trinkwasser-
versorgungsleitungen sowie der Schmutz- und Regenwasserleitungen gedankt. Eine 
Beteiligung am weiteren Planverfahren ist von wesentlicher Bedeutung und wird erfolgen. 
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Industrie- und Handelskammer, 
Stellungnahme vom 10.10.2017 
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Abwägung der Gemeinde: 
 
Die Stellungnahme der IHK bezeichnet die Planung als qualifizierte Gewerbeentwicklung mit 
der Ziele einer regionalen Wirtschaftsförderung verfolgt werden und wird seitens der 
Gemeinde Merzen begrüßt. 
 
Gerade die in der Begründung zum Bebauungsplan (6.1) dargelegte Gewerbelärm-
kontingentierung wird als geeignetes Mittel zur Bewältigung von eventuellen Nutzungs-
konflikten erachtet. 
 
Die Anregung für das Plangebiet Vergnügungsstätten auszuschließen, möchte die 
Gemeinde Merzen nicht aufgreifen, weil sie über die Grundstücksvergabe und die örtliche 
Nachfragesituation ausreichende Steuerungsmöglichkeiten sieht. 
 
Der Anregung des Mitgliedsunternehmens EUT GmbH, eine CO2-neutrale Beheizung des 
Gewerbegebietes vorzusehen, wird ebenfalls nicht gefolgt, weil die Gemeinde Merzen die 
Reglementierungen im Plangebiet nur auf ein unbedingt notwendiges Ausmaß begrenzen 
möchte. 
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Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, 
Stellungnahme von 05.10.2017 
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Abwägung der Gemeinde: 
 
Die Behörde korrigiert ihre ursprüngliche Stellungnahme aufgrund des Luftbildes auf Seite 7 
der Begründung. 
 
Prinzipiell stimmt die Behörde dem Bau des geplanten Regenrückhaltebeckens zu 
(Bauverbotszone gem. § 9 FStrG), erwartet aber im Rahmen der Detailplanung eine 
endgültige Abstimmung zwischen Gemeinde, dem Wasserverband BSB, der Unteren 
Wasserbehörde und der oben aufgeführten Straßenbehörde. 
Diese Abstimmung wird seitens der Gemeinde Merzen rechtzeitig anberaumt. 
Die genannten Hinweise werden in die Planzeichnung aufgenommen: 
 
 Im Abstand von 20 m bis 40 m vom befestigten Fahrbahnrand (Standstreifen) der 
 Bundesstraße 218 dürfen außerhalb der Ortsdurchfahrt Werbeanlagen im Blickfeld 
 zur Straße nicht ohne Zustimmung der Straßenbauverwaltung errichtet werden 

(§ 9 Abs. 6 FStrG). 
 
Die Baugrundstücke, soweit sie unmittelbar an die Bundesstraße 218 angrenzen, 
sind entlang der Straßeneigentumsgrenze mit einer festen lückenlosen Einfriedigung 
zu versehen und in diesem Zustand dauernd zu erhalten. 
 
Von der Bundesstraße 218 gehen erhebliche Emissionen aus. Für die neu geplanten 
Nutzungen können gegenüber dem Träger der Straßenbaulast keinerlei 
Entschädigungsansprüche hinsichtlich Immissionsschutz geltend gemacht werden. 
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Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Osnabrück, 
Stellungnahme vom 18.10.2017 
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Abwägung der Gemeinde: 
 
Die vom Staatl. GAA OS erhobenen Bedenken mit der Forderung, durch textliche 
Festsetzungen Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebs-
inhaber und Betriebsleiter für unzulässig zu erklären und somit auszuschließen, sind sachlich 
nicht zu rechtfertigen. 
Allein eine Beschwerdehäufigkeit beim Staatl. GAA OS rechtfertigt nicht den Ausschluss von 
Nutzungen. 
 
Begründung: 
 
Die Gemeinde Merzen setzt in ihrem Bebauungsplan Nr. 18 ein Gewerbegebiet nach § 8 der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) fest, das lediglich durch die begründeten textlichen 
Festsetzungen der Emissionskontingentierung (Nr. 1), die Unzulässigkeit bestimmter 
Lagerplätze (Nr. 2) und die Unzulässigkeit bestimmter Einzelhandelsbetriebe (Nr. 3) 
eingeschränkt wird. 
Nach § 8 Abs. 3 BauNVO können ausnahmsweise die dort unter Punkt 1 aufgeführten 
Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 
Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und 
Baumasse untergeordnet sind, zugelassen werden. 
Nach der Systematik der BauNVO handelt es sich dabei um sogenannte „gesetzliche 
Ausnahmen“, die generell für das Gewerbegebiet gelten, wenn die Gemeinde im Rahmen 
ihres Planungsermessens (Planungshoheit) keine andere Regelung trifft (Kommentar 
Fickert/Fieseler zur BauNVO im Kohlhammer Verlag). 
 
Es liegt also allein im Planungsermessen der Gemeinde Merzen, ob sie aufgrund ihrer 
städtebaulichen Bedürfnisse und Erforderlichkeiten die „gesetzlichen Ausnahmen“ gelten 
lassen will oder eine andere Regelung anstrebt. 
 
Aufgrund der städtebaulichen Bedürfnisse in der Gemeinde Merzen (Baulandnachfrage), wo 
weit überwiegend kleinräumlich strukturierte Gewerbegrundstücke - eben auch mit der 
Zulässigkeit des sogenannten betriebszugehörigen Wohnens - gefragt sind, so wie es auch 
in dem nachbarschaftlichen Bereich des Bebauungsplanes Nr. 13 realisiert ist, muss auch in 
diesem Bebauungsplan die ausnahmsweise Zulässigkeit des betriebszugehörigen Wohnens 
gelten. 
Die bisherigen Entwicklungen in der Gemeinde Merzen und dem ländlich geprägten 
Bersenbrücker Land bestätigen diese Nachfragesituation und lassen auch erkennen, dass 
sich die betriebszugeordneten Wohnformen unproblematisch verträglich mit den 
nachgefragten Gewerbebetriebsstrukturen vereinbaren lassen. 
Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass das hier zulässige Gewerbegebiet mit Rücksicht auf 
die im Umfeld vorhandenen Wohnnutzungen durch die Emissionskontingentierung einge-
schränkt werden musste und somit das nächtliche Störungspotential auf maximal 45 dB (A) 
zurückgeführt wurde, wie es eben auch in Dorfgebieten, Mischgebieten oder allgemein 
gegenüber dem Wohnen im Außenbereich (sh. TA Lärm) einzuhalten ist. 
 
Die Forderung des Staatl. GAA OS wird aus den vorgenannten städtebaulichen Gründen 
zurückgewiesen; § 8 Abs. 3 BauNVO findet in diesem Gewerbegebiet uneingeschränkt 
Anwendung. 
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Westnetz GmbH, 
Stellungnahme vom 01.09.2017 
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Abwägung der Gemeinde: 
 
Die Westnetz GmbH wird rechtzeitig vor Beginn der Erschließungsmaßnahmen (Ausbau der 
Straßen, Verlegung der Wasser- und Abwasserleitungen, usw.) über diese Vorhaben 
informiert. Auf das vorhandene erdverlegte Versorgungsnetz wird bei Tiefbauarbeiten 
Rücksicht genommen. 
Die bauausführenden Firmen werden veranlasst, sich rechtzeitig mit dem Netzbetrieb der 
Westnetz GmbH in Bramsche, Tel. 05461 9347-1611, in Verbindung zu setzen. 
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Stadt Osnabrück, Archäologische Denkmalpflege, Stadt- und Kreisarchäologie 
Stellungnahme vom 05.09.2017 
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Abwägung der Gemeinde: 
 
Die Gemeinde Merzen nimmt zur Kenntnis, dass keine Bedenken vorgetragen werden, aber 
diese Stelle rechtzeitig vor Baubeginn der Erschließungsmaßnahmen in Kenntnis zu setzen 
ist. 
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Niedersächsische Landesforsten, Forstamt Ankum 
Stellungnahme vom 06.09.2017 
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Abwägung der Gemeinde: 
 
Bevor die angesprochene vorhandene Waldfläche einer anderen Nutzung zugeführt wird, 
erfolgt eine Abstimmung mit dem Forstamt Ankum. 
 
 
Nachfolgend benannte Stellungnahmen werden seitens der Gemeinde Merzen zur Kenntnis 
genommen und beachtet. Sie erfordern keine gesonderte Abwägung: 
 

 Unterhaltungs- und Landschaftspflegeverband Nr. 94 „Große Aa“, Lingen 

 Gemeinde Voltlage 

 Handwerkskammer Osnabrück-Emsland-Bentheim 

 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, 
Hannover 

 Gemeinde Neuenkirchen 
 
 
b) Satzungsbeschluss 
 
Der Rat der Gemeinde Merzen möge sich die vorgenommene Abwägung zu Eigen machen 
und gemäß § 10 BauGB den Bebauungsplan Nr. 18 „Gewerbegebiet II Am Mühlenweg“, 
bestehend aus der Planzeichnung, den textlichen planungsrechtlichen Festsetzungen und 
der dazugehörigen Begründung mit dem Umweltbericht, als Satzung beschließen. 
 
 
 
 
 
Merzen, den ……………………   ……………………………………………….. 
       Der Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 


